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2. Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.
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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 11. MAI 1978

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In der Richtlinie 74/577 vom 18. No­

vember 1974 über die Betäubung von
Tieren vor dem Schlachten (ABl. L 316
vom 26. November 1974, S. 10) hat der
Rat bestimmt, die Mitgliedstaaten hät­
ten darüber zu wachen, „daß beim
Schlachten von Rindern, Schafen,
Schweinen, Ziegen und Einhufern geeig­
nete Maßnahmen ergriffen werden, da­
mit die Tiere durch geeignete Verfahren
betäubt und so rasch wie möglich unmit­
telbar nach dem Betäuben getötet wer­
den". Die Richtlinie legt Einzelheiten
über die zulässigen Betäubungsverfah­
ren und die Prüfung der dabei verwende­
ten Apparate fest. Ihr Artikel 5 be­
stimmt:

„Die Mitgliedstaaten setzen die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften in Kraft, um dieser Richtlinie
spätestens am 1. Juli 1975 nachzukom­
men, und setzen die Kommission unver­
züglich davon in Kenntnis."

Mit der Begründung, die Italienische Re­
publik habe die sich aus dieser Bestim­
mung ergebenden Verpflichtungen nicht
fristgemäß erfüllt, leitete die Kommis­
sion nach einem längeren Notenwechsel
mit Schreiben vom 15. Dezember 1976

das Vertragsverletzungsverfahren nach
Artikel 169 des EWG-Vertrags ein und
erhob, nachdem die Italienische Repu­
blik auch der förmlichen Stellungnahme
der Kommission vom 5. Mai 1977 inner­

halb der gesetzten Frist nicht nachge­
kommen war, am 6. Dezember 1977
Klage mit dem Antrag,

a) festzustellen, daß die Italienische Re­
publik gegen ihre Verpflichtungen
aus Artikel 5 des EWG-Vertrags und
aus der Richtlinie des Rates vom

18. November 1974 verstoßen habe,

b) der Italienischen Republik die Ko­
sten des Verfahrens aufzuerlegen.

Die Beklagte wendet ein, die Verwirkli­
chung der Ziele der Richtlinie sei bereits
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durch die Anwendung des Artikels 9 des
Königlichen Dekrets Nr. 3298 vom 20.
Dezember 1928 garantiert. Trotzdem
habe die italienische Regierung, um die
genaue Anwendung der Richtlinie sicher­
zustellen, vor allem aber aus Gründen
der Rechtssicherheit, den Gesetzentwurf
Nr. 840 über die Betäubung der Tiere
vor ihrer Schlachtung am 20. Juli 1977
beim Senat eingebracht.
Die Beklagte bestreitet demnach nicht,
ihren Verpflichtungen aus Artikel 5 des
EWG-Vertrags — laufende Unterrich­
tung der Kommission über die getroffe­
nen Maßnahmen — und aus der Richt­
linie des Rates vom 18. November 1974

nicht nachgekommen zu sein. Das der
Erfüllung dieser Verpflichtungen die­
nende Gesetz ist bis heute noch nicht er­

gangen, obwohl die in Artikel 5 der
Richtlinie gesetzte Frist schon längst ver­
strichen ist. Damit liegen die Vorausset­
zungen für eine Verurteilung der Italie­
nischen Republik wegen Vertragsverlet­
zung vor.

Der Einwand der Beklagten, es sei ange­
sichts der schon bestehenden italieni­

schen Regelung ausgeschlossen, daß die

Vertragsverletzung das Funktionieren
des Gemeinsamen Marktes in Frage
stelle oder eine grausame Behandlung
der Tiere zulasse, kann zu keiner ande­
ren Beurteilung führen. Ganz abgesehen
davon, daß die bisherige italienische Re­
gelung aus dem Jahre 1928 keineswegs
den durch die Richtlinie des Rates aufer­

legten Verpflichtungen entspricht, zielt
diese Richtlinie eben gerade darauf ab,
die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten
über den Tierschutz auf dem Gebiet der

Vermeidung grausamer Behandlungswei­
sen bei der Schlachtung durch die gene­
relle Einführung als geeignet anerkann­
ter Methoden der Betäubung zu verein­
heitlichen. Dieses Ziel der Richtlinie ver­

langt ein entsprechendes Handeln der
Mitgliedstaaten. Es kann also, wie der
Gerichtshof in dem Urteil der Rechts­

sache 95/77 — Kommission gegen Kö­
nigreich der Niederlande — in Nr. 13
der Begründungserwägungen festgestellt
hat, nicht darauf ankommen, ob etwa
die Nichtausführung einer Richtlinie kei­
nen nachteiligen Einfluß auf das Funk­
tionieren des Gemeinsamen Marktes
habe.

Ich schlage daher vor, die Italienische Republik entsprechend dem Antrag
der Kommission zu verurteilen.

1314


